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Zur Ausführung der $$ 67 und 105 der Reichshaus⸗ 
haltsordnung (R. H. O.) vom 31. Dezember 1922 (Reichs- 
geſetzbl. II 1923 S. 17) werden im Einverſtändnis mit 
dem Herrn Reichsminiſter der Finanzen folgende Be- 
ſtimmungen erlaſſen: 


A. Titelverwechſelungen (8 67 N. H. O.) 


J. Iſt eine an ſich berechtigte Einnahme oder Aus⸗ 
gabe bei einem unrichtigen Titel oder Kapitel des Reichs⸗ 
haushalts ($ 6 Abſ. 1 R. H. O.) verrechnet, fo liegt eine 
Titelverwechſelung (früher »Fondsverwechſelung« ge— 
nannt) vor. 

II. Solche Verwechſelungen ſind, ſolange die Bücher 
für das Rechnungsjahr noch nicht abgeſchloſſen ſind, 
durch Umbuchung zu berichtigen, damit die Einnahmen 
oder Ausgaben in den Jahresrechnungen bei den richtigen 
Titeln nachgewieſen werden. 

III. Nach Abſchluß der Bücher iſt eine Berichtigung 
(ein Ausgleich) nur herbeizuführen, wenn die infolge der 
Verwechſelung verurſachte Begünſtigung oder Benad- 
teiligung wenigſtens bei einem der beteiligten Titel noch 
fortbeſteht. 

Dies trifft im allgemeinen nicht zu für die Fälle, in 
denen die Ergebniſſe jährlich abſchließender oder abge⸗ 
ſchloſſener Titel in Ausgabe oder in Einnahme am 
Schluſſe des Rechnungsjahres, in dem die Verwechſelung 
ſtattgefunden hat, bereits endgültig auf die allgemeinen 
Reichsmittel übergegangen ſind, die Begünſtigung des 
einen und die Benachteiligung des anderen Titels ſich 
alſo von ſelbſt ausgeglichen haben. N 

Es iſt daher zu unterſcheiden zwiſchen ausgleichbaren 


Verwechſelungen und ſolchen, die als ausgeglichen an⸗ 


zuſehen ſind (nicht ausgleichbaren). 
1. Auszugleichen find gemäß § 67 Abſ. 2 R. H. O. 
Verwechſelungen, bei denen mindeſtens 
ein übertragbarer Titel (8 30) oder 
eine zur Selbſtbewirtſchaftung überwieſene Be⸗ 
willigung (§ 16) oder 5 
Einnahmen, deren Verwendung auf beſtimmte 
Zwecke beſchränkt iſt (§ 29) oder 
Reichsabgaben, an deren Ertrage noch andere 
öffentlich⸗rechtliche Körperſchaften beteiligt ſind 


67) 
in Frage kommen (ausgleichsfähige Titel). 
Als übertragbar gelten gemäß § 30 Abſ. 1 unter der 
aus § 33 Abſ. 2 hinſichtlich der unüberſchreitbaren Be⸗ 
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Potsdam, den 21. September 1925. 


willigungen ſich ergebenden Einſchränkung (ſ. unten 30) 
die im Reichshaushaltsplan ausdrücklich als übertragbar 
bezeichneten Ausgabemittel ſowie innerhalb der an 
erſterer Stelle gezogenen zeitlichen Grenzen die einmaligen 
Bewilligungen des ordentlichen und des außerordent⸗ 
lichen Haushalts. 

2. Nicht auszugleichen dagegen ſind, ſofern nicht 
Selbſtbewirtſchaftungsmittel oder Einnahmen oder Ab⸗ 
gaben der in Ziffer 1 bezeichneten Art in Betracht kommen, 
Verwechſelungen, an denen lediglich jährlich abſchließende 
oder abgeſchloſſene Titel beteiligt ſind (nicht ausgleichs⸗ 
fähige Titel). 8 

3. Für die Ausführung der Ausgleiche gelten folgende 
Regeln: 

a) Sind die Stellen, zwiſchen denen eine Verwechſelung 

ſtattgefunden hat, ſolche der in Abſchnitt III Ziffer 1 

bezeichneten Art, ſo iſt der Betrag bei der begünſtig⸗ 
ten Stelle zu verausgaben und bei der geſchädigten 
zu vereinnahmen. 

b) Iſt ein nicht ausgleichsfähiger Titel (Ziffer 2) mit 
einem ausgleichsfähigen Titel (Ziffer 1) verwechſelt, 
dann iſt der Betrag bei dem ausgleichsfähigen Titel 
zu vereinnahmen oder zu verausgaben, je nachdem 
dieſer bei der Verwechſelung benachteiligt oder be⸗ 
günſtigt worden war. Die entſprechende Veraus⸗ 
gabung oder Vereinnahmung kann jedoch bei dem 
nicht ausgleichsfähigen Titel des zur Zeit der Vor⸗ 
nahme des Ausgleichs laufenden Rechnungsjahrs 
nicht ſtattfinden, weil die Begünſtigung oder Be⸗ 
nachteiligung dieſes Titels nicht mehr beſteht (ogl. 
die beiden erſten Abſätze im Abſchnitt III). Zur 
Ermöglichung des nach § 67 Abſ. 2 R. H. O. vor⸗ 
geſchriebenen Ausgleichs hat daher außerplanmäßige 
Verrechnung einzutreten. Zu dieſem Zweck iſt 
gegebenenfalls in den Rechnungen über die Einzel⸗ 
haushalte am Schluſſe der ordentlichen Einnahmen 
ein Abſchnitt »Außerplanmäßige Einnahmen aus 
Anlaß von Titelverwechſelungen« einzurichten; des⸗ 
gleichen am Schluſſe der (einmaligen) Ausgaben 
des ordentlichen Haushalts ein Abſchnitt »Außer⸗ 
planmäßige Ausgaben aus Anlaß von Titel⸗ 
verwechſelungen«. 

Einzutragen iſt daſelbſt, zwiſchen welchen Titeln 
die Verwechſelung ſtattgefunden hatte, und gegebenen⸗ 
falls, wo der hier vereinnahmte oder verausgabte 
Betrag in Ausgabe oder Einnahme verrechnet iſt. 
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Dieſe Abſchnitte im ordentlichen Haushalte 
treten auch an die Stelle abgeſchloſſener Bewilli⸗ 
gungen des außerordentlichen Haushalts. Auch 
in den Fällen der Ziffer 36 zu bb iſt die Veraus⸗ 
gabung unter dem zuletzt erwähnten Abſchnitt 
vorzunehmen. 

Zu außerplanmäßigen Ausgaben aus Anlaß von 
Titelverwechſelungen kommt eine Zuſtimmung des 
Reichsminiſters der Finanzen gemäß § 33 Abſ. 1 
nicht in Frage. Es handelt ſich hier nicht um die 
Leiſtung neuer Ausgaben, ſondern nur um die Ver⸗ 
rechnung bereits geleiſteter Zahlungen. Der Reichs⸗ 
miniſter der Finanzen hat alſo ſachlich zu der Aus⸗ 
gabe eine Stellung zu nehmen keinen Anlaß mehr 
und iſt im übrigen zu einer nachträglichen Genehmi⸗ 
gung der Ausgabe als ſolcher nach § 33 Abſ. 3 Satz 2 
und 3 nicht mehr in der Lage, da eine nachträgliche 
Genehmigung einer Haushaltsüberſchreitung oder 
außerplanmäßigen Ausgabe vom Reichsminiſter der 
Finanzen nur ausgeſprochen werden kann, wenn 
ihm die Aufwendung unverzüglich mitgeteilt wird, 
ein Fall, der bei Fondsausgleichen der Natur nach 
nicht in Frage kommt. 

Auf Abſchnitt A des Wegweiſers für die Aus⸗ 
gleichung von Titelverwechſelungen in Anlage 1 
wird verwieſen. 


c) Bei Beteiligung einer unüberſchreitbaren Be— 
willigung: 

Die Ausgaben der in § 33 Abſ. 2 als unüber⸗ 
ſchreitbar erklärten Bewilligungen müſſen ſich inner⸗ 
halb der jeweiligen Jahresbewilligung zuzüglich 
etwaigen Reſtes aus dem Vorjahre halten. Es darf 
daher auch durch den Ausgleich einer Titelverwechſe⸗ 
lung eine Überfchreitung nicht herbeigeführt werden. 
Eine ſolche würde eintreten, wenn eine unüber⸗ 
ſchreitbare Bewilligung begünſtigt war, in dem 
Jahre aber, in welchem die Ausgleichung ſtattzu⸗ 
finden hat, die zum Ausgleich erforderlichen Mittel 
überhaupt nicht oder nicht genügend beſitzt. Zur 
Vermeidung einer Überſchreitung iſt in folgender 
Weiſe zu verfahren: 

Es iſt zu unterſcheiden zwiſchen 
aa) den Fällen, in denen für den Zweck des be— 

günſtigten unüberſchreitbaren Titels in der 
Folgezeit weitere Mittel (fortdauernde oder bei 
einmaligen Ausgaben Teilbewilligungen) zur 
Verfügung ſtehen oder geſtellt werden, und 
bb) den Fällen, in denen Mittel nicht vorhanden und 
auch weitere Bewilligungen für den nämlichen 
Zweck nicht zu erwarten ſind. 
Zu aa. In dieſen Fällen iſt alsbald der volle Betrag 
der Verwechſelung, 
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wenn ein Titel der in Abſchnltt III Ziffer 1 bezeich⸗ 
neten Art geſchädigt war, bei dieſem, 
wenn ein abſchließender oder abgeſchloſſener Titel be⸗ 
nachteiligt war, unter dem Abſchnitt »Außerplan⸗ 
mäßige Einnahmen aus Anlaß von Titelver⸗ 
wechſelungen⸗ 
zu vereinnahmen. 

Rechnungsmäßig zu verausgaben iſt aber nur der etwa 
beim begünſtigten Titel verfügbare Betrag, während der 
Mehrbetrag oder bei gänzlichem Mangel verfügbarer 
Mittel der volle Betrag zunächſt als Vorſchuß (§ 27) zu 
behandeln iſt, der aus einer künftigen Bewilligung ge⸗ 
deckt werden muß. 

Zu bb. War ein Titel der in Abſchnitt III Ziffer 1 
bezeichneten Art benachteiligt, ſo iſt ihm der volle Betrag 


der Verwechſelung wieder zuzuführen. Zu veraus⸗ 
gaben iſt 
bei dem begünſtigten Titel der etwa noch verfügbare 
Betrag und 


unter dem im ordentlichen Haushalte einge⸗ 
richteten Abſchnitt »Außerplanmäßige Ausgaben 
aus Anlaß von Titelverwechſelungen« der weitere 
Betrag oder beim gänzlichen Fehlen der Mittel 
der volle Betrag. 
War ein abſchließender oder abgeſchloſſener Titel ge⸗ 
ſchädigt, dann iſt lediglich der etwa verfügbare Betrag 
bei dem begünſtigten Titel zu verausgaben und unter dem 
Abſchnitt »Außerplanmäßige Einnahmen aus Anlaß von 
Titelverwechſelungen« zu vereinnahmen. ER) des 
Mehrbetrages wäre ein Ausgleich zwecklos, weil außer⸗ 
planmäßigen Einnahmen außerplanmäßige Ausgaben 
in gleicher Höhe gegenüberſtehen würden. 

Zur Erläuterung dienen die Beiſpiele unter Abſchnitt B 
des Wegweiſers in Anlage 1. 

War eine unüberſchreitbare Bewilligung benach⸗ 
teiligt, fo gelten die Regeln unter 3a und 3b. 

4. Nach § 67 Abſ. 2 ſind Titelverwechſelungen nach 
Abſchluß der Kaſſenbücher nur auszugleichen, wenn durch 
ſie der Abſchluß einer der beteiligten Bewilligungen weſent⸗ 
lich beeinflußt iſt, und nach § 107 Abſ. 3 ſind Titelver⸗ 
wechſelungen in die vom Rechnungshof aufzuſtellenden 
und dem Reichsrat und Reichstag vorzulegenden Be⸗ 
merkungen nur aufzunehmen, wenn durch ſie eine weſent⸗ 
liche Überſchreitung der Bewilligung vermieden oder ver⸗ 
urſacht worden iſt, oder wenn es ſich um eine Angelegen⸗ 
heit von grundſätzlicher oder ſonſt erheblicher Bedeutung 
handelt. 

Im Sinne und zum Vollzuge dieſer Beſtimmungen 
ſowie im Hinblick auf § 105 wird angeordnet: 


a) Die Verwaltungsbehörden haben die nach Abſchluß 
der Kaſſenbücher von ihnen bei der Vorprüfung ($ 92) 
oder der Prüfung (§ 93) oder ſonſtwie ermittelten 
ausgleichbaren Verwechſelungen inſoweit ausgleichen 


e 


zu laſſen, als die Einzelverwechfelung den Betrag 
von 500 Se, überſteigt oder durch mehrere Ver⸗ 
wechſelungen dieſelbe Haushaltſtelle um mehr als 
den gleichen Betrag begünſtigt oder geſchädigt iſt. 
Hierbei find Einzelverwechſelungen bis zu 50 
außer Betracht zu laſſen. 


b 


— 


auch bei der Vorprüfung oder Prüfung Bemer⸗ 
merkungen nicht zu erheben, es ſei denn, daß es 
ſich um Fälle von grundſätzlicher oder ſonſt erheb- 
licher Bedeutung handelt oder daß Verwechſelungen 
aus Unachtſamkeit zahlreich vorkamen oder auf 


Irrtum beruhten. Gleichartige Fälle find tunlichft | 


in einer Bemerkung zuſammenzufaſſen. 


Um der Annahme des Rechnungshofs vorzu— | 
beugen, daß auch die Verwaltungsbehörde ſich im 


Irrtum über die richtige Verrechnungsſtelle be- 
funden habe, iſt in den Fällen, in denen eine Be⸗ 
merkung nicht zu erheben war, auf den Belegen 
bes zu vermerken: »Wäre zu verrechnen geweſen 
„ C. 


c) Damit der Rechnungshof ermitteln kann, ob Be⸗ 


Abf. 1 Ziffer 3 daſelbſt aufzuſtellen oder weitere 
Ausgleiche vorzunehmen ſind ſowie ob richtig ver⸗ 


fahren wurde, haben die vorprüfenden und prü; 
Sie gleichwohl in das Reichskontrollgeſetz vom 21. März 


fenden Behörden zu jeder Rechnung oder, inſoweit 
die Ergebniſſe mehrerer Kaſſenrechnungen in einer 
Rechnung zuſammengefaßt werden, zu dieſer nach 
dem Muſter in Anlage 2 ein Verzeichnis zu fertigen. 
In dieſes find aufzunehmen ſowohl die ausgleich- 
baren wie die nicht ausgleichbaren Verwechſelungen, 
die im einzelnen 50.2,% überfteigen. Ohne Rück⸗ 
ſicht auf den Betrag ſind zu verzeichnen Fälle von 
grundſätzlicher oder ſonſt erheblicher Bedeutung. 
Über ſolche Fälle hat ſich die Verwaltungsbehörde, 
ſofern dies noch nicht auf anderem Wege geſchehen 
iſt, zu äußern. Die Vorprüfungsbehörden haben 
dieſe Verzeichniſſe der Vorprüfungsverhandlung, die 
prüfenden Behörden den dem Rechnungshofe nach 
§ 93 Abſ. 3 zu machenden Mitteilungen beizufügen 
oder dieſem auf gleichem Wege bekanntzugeben, 
daß die Aufſtellung eines ſolchen Verzeichniſſes nicht 
notwendig war. 


IV. Abergangs⸗ und Schlußbeſtimmung. 

Die vorſtehenden Ausführungsbeſtimmungen gelten 
für die Behandlung der ſeit 1. April 1924 vorgekommenen 
Titelverwechſelungen. 

Sie find auch auf Verwechſelungen aus früheren Rech⸗ 
nungsjahren anzuwenden. Hierbei iſt aber zu beachten, 
daß nach § 3 Abſ. 2 des Geſetzes vom 18. März 1924 


Über ausgleichbare und nicht ausgleichbare Ver⸗ 
wechſelungen bis zu dem Betrage von 50.2. find | 
Beſtimmungen oder bei Verwechſelungen aus früheren 


(Reichsgeſetzbl. II S. 70) eine Übertragung von Mitteln 


im Sinne des § 30 der R. H. O. auf das Rechnungsjahr 


1924 nicht ſtattfand, die im § 30 bezeichneten übertrag⸗ 
baren Ausgabebewilligungen daher für die rückliegende 


Zeit bis zum 31. März 1924 als abgeſchloſſen gelten und 


bis dahin als abgeſchloſſene — nicht ausgleichsfähige — 
Titel zu behandeln find. 
Sollten Zweifel über die Ausführung der vorſtehenden 


Jahren Bedenken im Hinblick auf die Geldentwertung 


auftauchen, fo iſt vor dem Ausgleiche mit dem Rech⸗ 
nungshofe in Verbindung zu treten. 


B. Abſtandnahme von Einziehungen oder 
Auszahlungen 


$ 105 lautet: »Von der Herbeiführung der Einziehung 


von Beträgen, die an öffentliche Kaſſen zu wenig ein⸗ 
oder von ihnen zuviel ausgezahlt ſind, und der Aus⸗ 
zahlung von Beträgen, die von den öffentlichen Kaſſen 
zu wenig aus⸗ oder an ſie zuviel eingezahlt worden ſind, 
darf der Rechnungshof abſehen, wenn es ſich um gering⸗ 
fügige Beträge handelt oder wenn die Einziehung oder 

0 ch 8 107 Abſ. 3 f inbli die Zurückzahlung mit Weiterungen oder Koſten ver⸗ 
e au, Im Dia auf bunden wäre, die nicht im angemeſſenen Verhältnis zu 
der Höhe des Betrages ſtänden.« 


Die Beſtimmung enthält etwas Selbſtverſtändliches. 


1910 und nun in die R. H. O. aufzunehmen, empfahl 
ſich, um ſie als Grundſatz geſetzlich feſtzulegen und da⸗ 
durch Bedenken zu beſeitigen, die ſich aus anderweiten 
Vorſchriften ergeben könnten. a 

Soll der Grundſatz durchgeführt werden, ſo iſt er 
nicht erſt bei der Rechnungsvorprüfung und prüfung, 
ſondern durchweg auch ſchon im Verwaltungsverfahren 
anzuwenden. Während in letzterer Hinſicht die nähere 
Beſtimmung den oberſten Verwaltungsbehörden im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Herrn Reichsminiſter der Finanzen 
vorbehalten bleibt, ergeht in nachſtehendem Anordnung 
für die Vorprüfung und die Prüfung. 


I. Geringfügige Beträge. 


1. Soweit nicht Einzelvorſchriften anders beſtimmen 
oder nach folgenden Ziffern 2 und 3 zu verfahren iſt, 
find Beträge bis 17, überhaupt nicht und Be⸗ 
träge von mehr als 1.2.4 bis 3 AN im allgemeinen 
nur dann einzuziehen oder hinauszuzahlen, wenn es 
ſich bei Zahlung laufender Bezüge oder Begleichung 
ſpäterer Forderungen bewirken läßt. 

2. In Fällen, in denen gefliſſentliche Schädigung der 
Reichskaſſe anzunehmen iſt oder es ſich um Geld- 
ſtrafen handelt, können derartige geringfügige Be⸗ 
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träge eingezogen werden, ſofern die Möglichkeit hierzu 
gegeben erſcheint und nicht unverhältnismäßige Wei⸗ 
terungen entſtehen. 

„Beanſprucht der Berechtigte die Auszahlung, fo darf 
ſie nicht verweigert werden. Es ſind ihm jedoch, ſofern 
er das Verſehen herbeigeführt hatte, etwaige Koſten 
der Auszahlung, insbeſondere die Poſtgebühr, an⸗ 
zurechnen. Dies iſt ihm tunlichſt bei Stellung des 
Antrags bekanntzugeben. 

Die Auszahlung kann auch dann ſtattfinden, wenn 
für den Empfangsberechtigten angeſichts ſeiner wirt⸗ 
ſchaftlichen Lage der Betrag nicht als unerheblich zu 
erachten iſt. 

Wären von derſelben Perſon mehrere Beträge ein⸗ 
zuziehen oder an dieſelbe Perſon mehrere Beträge aus⸗ 
zuzahlen oder hätte dieſelbe Perſon ſolche Beträge 
ſowohl zu zahlen als auch zu empfangen, ſo iſt für 
die Frage, ob die Einziehung oder Auszahlung ſtatt⸗ 
finden ſoll, die Summe der Einzelbeträge oder das 
Ergebnis der Abgleichung maßgebend. 

In Fällen, in denen infolge unrichtiger Berechnung 
oder unrichtiger Anwendung von Vorſchriften uſw. 
eine größere Anzahl von Empfängern begünſtigt oder 
benachteiligt worden iſt und die Summe der zuviel 
oder zuwenig gezahlten Beträge zwar nicht unerheb- 
lich iſt, auf den einzelnen jedoch nur ein geringfügiger 
Betrag entfällt, wird nur inſoweit eine Rück⸗ oder 
nicht beanſpruchte Auszahlung anzuordnen ſein, als 
ſie ohne unverhältnismäßige Weiterungen, alſo ins⸗ 
beſondere gelegentlich der Zahlung laufender Bezüge 
oder der Begleichung ſpäterer Forderungen, erfolgen 
kann. 

. Wahrgenommene geringfügige Unrichtigkeiten ſind 
auf den Belegen kurz zu vermerken (3. B. wäre, wenn 
49 , ſtatt 50 A., angeſetzt ſind, beizuſetzen: 
richtig 507%). Vorprüfungs⸗ und Prüfungsbe⸗ 
merkungen über geringfügige Unrichtigkeiten ſind nur 
zu erheben, wenn ſolche in größerer Zahl vorgekommen 
ſind oder wenn es ſich um grundſätzliche Fragen oder 
um die Feſtſetzung laufender Bezüge handelt. Im 
erſten Falle wird in der Regel zu einer Rechnung eine 
auf die verſchiedenen Unrichtigkeiten verweiſende kurze 
Bemerkung genügen, in den übrigen Fällen werden 
gleichartige Unrichtigkeiten ebenfalls tunlichſt in einer 
Bemerkung zuſammenzufaſſen ſein. Auch bei Er⸗ 
hebung einer Bemerkung hat nur unter den in 1 bis 5 
bezeichneten Vorausſetzungen Einziehung oder Aus⸗ 
zahlung ſtattzufinden. 


II. Abſtandnahme bei nicht geringfügigen 
Beträgen. 


. Handelt es ſich um Beträge von mehr als 3 N, fo 
können bei Beurteilung der Frage, ob Einziehung oder 


Auszahlung mit Weiterungen oder Koſten verbunden 
wäre, die nicht im angemeſſenen Verhältnis zur Höhe 
des Betrages ſtänden, beiſpielsweiſe in Betracht ge⸗ 
zogen werden: 
der Zeitaufwand, der im weiteren Verlauf mut⸗ 
maßlich bei der zuſtändigen Behörde ſelbſt, bei 
anderen amtlichen Stellen und bei den beteiligten 
Perſonen entſtehen könnte, 5 
der auf den Zeitaufwand annähernd entfallende 
Teil der Beſoldung uſw. der Beamten uſw., die 
mit der Sache hauptſächlich befaßt würden, 
die ſächlichen Koſten (Papier, Umſchläge ufw.); 
ferner 
die wirtſchaftliche Lage des Schuldners, 
die Möglichkeit ratenweiſer Zahlung und 
die Ausſichten und Koſten eines etwaigen Rechts⸗ 
ſtreites. 
Beſtehen Zweifel über die Rechtslage, ſo wird auch 
der Abſchluß eines Vergleichs in Erwägung zu ziehen 
ſein. 1 
Daß ein Empfangsberechtigter einen Antrag nicht 
geſtellt hat, bildet für ſich keinen Grund zur Unter⸗ 
laſſung der Auszahlung eines nicht geringffigigen 
fer. Der zweite Satz von B13 Abſ. 1 gilt auch 
ier. 


Sofern Einziehung bei Zahlung laufender Bezüge 


oder Begleichung ſpäterer Forderungen möglich iſt, 
werden Weiterungen oder Koſten, die nicht im an⸗ 
gemeſſenen Verhältnis zur Höhe des Betrages ſtehen, 


im allgemeinen nicht als vorliegend anzuſehen ſein. 


haben die Verwaltungsbehörden bei Beträgen über 


3. H, bis 50 RM zunächſt ſelbſtändig zu beſchließen, 


ob die Vorausſetzungen für die Abſtandnahme von 
Einziehung oder Auszahlung gegeben ſind. Im Falle 
der Verneinung dieſer Frage iſt alsbald das Nötige 


Soweit nicht nach folgender Ziffer 3 zu verfahren war, 


zu veranlaſſen, im Falle der Bejahung aber von einem 


Vorgehen abzuſehen und der Fall in ein Verzeichnis 
nach dem Muſter in Anlage 3 aufzunehmen, das unter 
Beigabe der einſchlägigen Belege und Schriftſtücke 
mit der Vorprüfungsverhandlung oder mit den im 
§ 93 Abſ. 3 erwähnten Unterlagen an den Rechnungs⸗ 
hof einzuſenden iſt. 


In Fällen, in denen es ſich um höhere Beträge als 


im vorigen Abſatz handelt, ſowie in Fällen, in denen 
eine baldige endgültige Entſcheidung über eine Aus⸗ 
zahlung oder der Verſuch der Einziehung geboten 
erſcheint oder bei der Verwaltungsbehörde Zweifel 
beſtehen, iſt unter Beifügung der Belege und ſonſtigen 
Schriftſtücke beſonderer Antrag an den Rechnungshof 
zu ſtellen. 


gez. Saemiſch. 


Anlage 1 
Gu Alll 3a, b und c) 


Wegweiſer 
für die Ausgleichung von Titelverwechſelungen nach Abſchluß der Kaſſenbücher. 


A. Im allgemeinen. 


105 2. 
Sind beteiligt: ſo iſt die Ausgleichung: 


I. Nur jährlich abſchließende oder abgeſchloſſene Haushaltsſtellen 1) | nicht vorzunehmen 
(Abſchnitt A III 2). 


II. 1. Nur übertragbare Haushaltsſtellen 2) 
2. Nur zur Selbſtbewirtſchaftung überwieſene Bewilligungen 
3. Nur Haushaltsſtellen über Einnahmen, deren Verwendung auf 
beſtimmte Zwecke beſchränkt iſt (5 29) durch Verausgabung bei der be- 
4. Nur Haushaltsſtellen über Reichsabgaben, an deren Ertrage [[ günftigten und Vereinnahmung bei 
noch andere öffentlichrechtliche Körperſchaften beteiligt ſind der benachteiligten Haushaltsſtelle des 
5 7 1 . lige Bewill 0 laufenden Jahres zu bewirken 
Nur noch offene einmalige Bewilligungen des ordentlichen HApſchni 
Haushalts (Abſchnitt A III 3a). 
6. Nur noch offene Bewilligungen des außerordentlichen Haus— 
halts 3) | 
7. Wechſelſeitig Stellen der vorstehend unter 1 bis 6 bezeichneten Art |) 
III. Stellen der unter I und unter II I bis 6 bezeichneten Art wie zu II vorzunehmen; jedoch treten 


an die Stelle der jährlich abſchließenden 
oder abgeſchloſſenen Bewilligungen 
ſowie der unüberſchreitbaren Bewilli⸗ 
gungen, ſofern oder inſoweit dieſe die 
nötigen Mittel nicht bieten, die in der 
Rechnung über jeden Einzelhaushalt 
am Schluſſe der Einnahmen und der 
(einmaligen) Ausgaben im ordentlichen 
Haushalte einzurichtenden Abſchnitte 
» Außerplanmäßige Einnahmen bzw. 
Ausgaben aus Anlaß von Titelver⸗ 
wechſelungen⸗ 
(Abſchnitt A III 3 b und e). 


Anmerkung en: 


1) Bewilligungen zur Selbſtbewirtſchaftung (Ziffer II 2) und die unter II3 und 4 bezeichneten Einnahmeſtellen gehören zwar zur Zeit 
zu den jährlich abſchließenden Titeln, fallen aber nach § 67 Abſ. 2 unter diejenigen Haushaltsſtellen, die bei Titelverwechſelungen 
auch nach Abſchluß des Rechnungsjahres zum Ausgleiche heranzuziehen ſind. 

2) Iſt eine unüberſchreitbare Bewilligung ($ 33 Abſ. 2) beteiligt, fo iſt nach Abſchnitt A III 3e der Ausführungsbeſtimmungen 
zu verfahren, vgl. die Beiſpiele unter B. N 

3) Da hier zwei unüberſchreitbare Bewilligungen beteiligt ſind, ſind die in Anm. 2 angeführten Beſtimmungen zu beachten. 


BR 


| B. Beifpiele | 
für die Ausgleichung von Titelverwechſelungen bei Beteiligung unüberſchreitbarer Bewilligungen 
(Abſchn. A III 3c). 


Unüberſchreitbarer Titel 10: 


Jahresbewilli gung Se 50 000 AM 

Dazu Reſt aus dem Vorjahre... 10 000 „ 
Jahresausg abe! ver ne 60 000 N. 
Verbraucht ſin d aemerge 54000 „ 

Mithin noch verfügb a 8 6 000 AN 


Titel 10 war durch Verwechſelung um 9 000 . begünſtigt: 


1. Geſchädigt war eine ausgleichs fähige Stelle: 


a) Wenn bei Titel 10 eine weitere Bewilligung zu erwarten iſt, find die 9 000 RA dem geſchädigten 
Titel zu erſtatten; 6 000 RA find ſofort bei dem begünſtigten Titel 10 rechnungsmäßig zu 
verausgaben, während 3 000 AA als Vorſchuß zu behandeln und aus der nächſten Bewilligung 
zu decken ſind. 


b) Sind bei Titel 10 keine weiteren Mittel zu erwarten, ſo ſind bei dem geſchädigten Titel ebenfalls 
9 000 AM zu vereinnahmen. 


Zu verausgaben ſind 
bei Titel 10 die noch verfügbaren 6 000 RM und unter Abjchnitt x Lu Berl EEE Ausgaben 
aus Anlaß von Titelverwechſelungen« 3 000 AM. 


2. Geſchädigt war ein nicht ausgleichsfähiger Titel: 
a) Wenn bei Titel 10 eine weitere Bewilligung zu erwarten iſt, find die 9 000 AM unter dem 
Abſchnitt »Außerplanmäßige Einnahmen aus Anlaß von Titelverwechſelungen« zu vereinnahmen. 
6 000 AN find ſofort bei dem begünſtigten Titel rechnungsmäßig zu verausgaben, während 
3000 RAN als Vorſchuß zu behandeln und aus der nächſten Bewilligung zu decken find, 


b) Sind bei Titel 10 keine weiteren Mittel zu erwarten, fo find nur 6000 RM unter dem Abſchnitt 
» Außerplanmäßige Einnahmen aus Anlaß von Titelverwechfelungen« zu vereinnahmen und bei 
Titel 10 zu verausgaben. Wegen des Reſtes von 3 000 AM unterbleibt der Ausgleich, weil 
der Betrag ſowohl außerplanmäßig zu vereinnahmen als auch außerplanmäßig zu verausgaben 
wäre, Vereinnahmung und Verausgabung alſo bei den allgemeinen Reichsmitteln erfolgen würden. 


C. Beifpiel 
für den Fall, daß ein Titel geſchädigt und zwei Titel begünſtigt find. 
Ein nicht ausgleichsfähiger Titel 10 iſt um 2000 . benachteiligt; begünſtigt ſind 

kin ausgleichsfähiger Titel 7P unn . 1200 AM und 

ein nicht ausgleichsfähiger Titel g um run. 800 RM. 
1200 AM find beim ausgleichsfähigen Titel 7 zu verausgaben und unter dem Abſchnitt »Außerplanmäßige 
Einnahmen aus Anlaß von Titelverwechſelungen« zu vereinnahmen. Wegen der 800 AM unterbleibt der 
Ausgleich zwiſchen den nicht ausgleichsfähigen Titeln 9 und 10. 


Anlage 2 
(zu A III 4) 


Berzeichnis 


über Titelverwechſelungen 


4 Verrechnet a) Bemerkungen, ob und wie 

Q Kurze Erläuterung ch N der Ausgleich vorgenommen 
der Ausgabe bei ſtatt bei iſt/ 

Nr. b) Gründe für die Unterlaſſung 


(Einnahme) 


Kap. Tit. Kap. Tit des Ausgleichs 


Anmerkung: Es ſind aufzunehmen ſowohl die ausgleichbaren als auch die nicht ausgleichbaren Titelverwechſelungen, ſofern ſie im 
einzelnen 50 f/ überſteigen oder von grundſätzlicher oder ſonſt erheblicher Bedeutung find. 


Anlage 3 
Gu B Il 2) 


Verzeichnis 


über Abſtandnahme von Einziehungen oder Auszahlungen 


Gründe 
für die Abſtandnahme 


Kurze Darſtellung 


des Sachverhalts Bemerkungen 


Anmerkung: Für die Eintragung kommen Beträge über 3 bis 50 %% (in Frage (Abſchnitt B II 2). 


Beilage 


Der Reichsminifter der Sinanzen. 


Berlin, den 27. Juli 1925. 
IC 10319. 


“ 


Vorſchriften über die anderweitige Verrechnung der Einnahmen und 
Ausgaben aus Anlaß der Rechnungsprüfung. 


Nachdem der Haushaltsanſatz bei Kap. XVII 8 Tit. 2 der ordentlichen Einnahmen im Haushalte der 
allgemeinen Finanzverwaltung — Einnahmen und Ausgaben aus der Prüfung der Rechnungen — vom 
Rechnungsjahr 1925 ab in Fortfall gekommen iſt, gelten für die Verrechnung der Einnahmen und Aus⸗ 
gaben aus Anlaß der Rechnungsprüfung folgende im Einvernehmen mit dem Rechnungshof aufgeſtellten 
Grundſätze: 


1. Wird aus Anlaß einer im laufenden Rechnungsjahre vorgenommenen Rechnungsprüfung (Prüfung 
von Teilrechnungen oder von Belegen) feſtgeſtellt, daß Einnahmen oder Ausgaben zuviel oder zu⸗ 
wenig erhoben oder geleiſtet worden ſind und können die hierdurch notwendig werdenden Ausgleiche 
noch vor Abſchluß der Bücher vorgenommen werden, ſo ſind die nachträglich vereinnahmten oder 
verausgabten Beträge bei den entſprechenden Einnahme- oder Ausgabetiteln zu verrechnen, zuviel 
vereinnahmte und daher zurückgezahlte oder zuviel verausgabte und wiedervereinnahmte Beträge 
bei den betreffenden Titeln von der Einnahme oder Ausgabe abzuſetzen (§ 70 Abſ. 1 und 2 der Reichs⸗ 
haushaltsordnung). 


2. Erfolgen Einnahmen oder Schlien aus Anlaß der Rechnungsprüfung erſt nach Abſchluß der 
Jahresrechnung, ſo iſt wie folgt zu verfahren: 


a) nacherhobene Einnahmen ſind, ſofern ein entſprechender Einnahmetitel in dem zur Zeit der Ein⸗ 
nahme laufenden Rechnungsjahre vorhanden iſt, bei dieſem, andernfalls bei den vermiſchten 
Einnahmen oder, falls ein ſolcher Titel nicht beſteht, außerplanmäßig zu vereinnahmen; 

b) zuviel erhobene und daher zurückzuzahlende Einnahmen ſind, falls nicht ausnahmsweiſe ein be⸗ 
ſonderer Ausgabetitel hierfür in dem zur Zeit der Zahlung laufenden Rechnungsjahre vorgeſehen 
iſt, als außerplanmäßige Ausgabe zu verrechnen ($ 42 Abſ. 2 der Reichshaushaltsordnung) ; 

c) Nacherhebungen und Erſtattungen ſowie Vergütungen an Reichsabgaben ſind in allen Fällen bei 
den betreffenden Abgaben, nachträglich gezahlte ſowie wieder eingezogene Anteile an Abgaben⸗ 
erträgen bei den Überweiſungen zu verrechnen. Erſtattungen und Vergütungen find durch Ab⸗ 
ſetzen von der Einnahme, Rückeinnahmen auf Vergütungen bei der betreffenden Abgabenart als 
Einnahmen zu verrechnen ($ 70 Abſ. 3 der Reichshaushaltsordnung) ; 

d) zu wenig geleiſtete und daher nachgezahlte Ausgaben ſind, ſofern ein entſprechender Titel in dem 
zur Zeit der Zahlung laufenden Rechnungsjahre vorhanden iſt, bei dieſem, anderenfalls außer⸗ 
planmäßig zu verrechnen; 

e) zu Unrecht geleiſtete Beträge, die an die Reichskaſſe zurückgezahlt werden, ſind, ſofern ſie aus 
Mitteln eines übertragbaren noch offenen Titels geleiſtet worden ſind, bei dieſem von der Ausgabe 


r 


abzuſetzen, anderenfalls find fie, ſofern nicht ausnahmsweiſe ein beſonderer Einnahmetitel für 
derartige Einnahmen beſteht, bei den vermiſchten Einnahmen oder, falls ein ſolcher Titel fehlt, 
außerplanmäßig als Einnahme zu verrechnen; 

f) zuviel gezahlte Beſoldungs⸗ und Verſorgungsgebührniſſe einſchließlich etwaiger Nebenbezüge und 
zuviel gezahlte Dienſtbezüge der Angeſtellten ſind in jedem Falle von der Ausgabe wieder ab— 
zuſetzen (§ 70 Abſ. 2 Satz 3 der Reichs haushaltsordnung) ; 

g) für die nach den Abſchnitten a, b und d, e gegebenenfalls vorzunehmenden außerplanmäßigen Ver⸗ 
rechnungen ſind in den Rechnungen über die Einzelhaushalte am Schluſſe der ordentlichen Ein⸗ 
nahmen und am Schluſſe der ordentlichen (einmaligen) Ausgaben, und zwar hinter dem gemäß 
Abſchnitt A III 3b der Ausführungsbeſtimmungen zu den 88 67 und 105 der Reichshaushalts⸗ 
ordnung vorgeſehenen Abſchnitten »Außerplanmäßige Einnahmen (Ausgaben) aus Anlaß von 
Titelverwechſelungen« folgende Abſchnitte einzurichten: »Außerplanmäßige Einnahmen (Aus- 
gaben) aus Anlaß der Rechnungsprüfung. 


Im Auftrage 
Dr. Lothholz. 


G 6233. 27. U 2. 
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